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Weg vom Öl durch ‚feedstock change‘ in der Chemieindustrie

1. Einleitung

In einem Klimaschutz-Szenario, in dem bis zum Jahr 2050 80 % oder sogar 95 % der Emissionen
an Treibhausgasen (THG) eingespart werden sollen, stellt sich die Frage, welchem Sektor die
Emissionen aus der energetischen Entsorgung von Kunststoffen und anderen chemischen Produk-
ten zugeordnet werden sollen. Eine Möglichkeit wäre – in Abweichung von der heutigen Praxis
der Aufstellung nationaler Treibhausgas-Inventare –, diese Emissionen im Rahmen einer quasi er-
weiterten Produktverantwortung (Extended Producer Responsibility) dem Sektor ‚Chemische In-
dustrie’ anzulasten. Dieser Anteil könnte in einem Szenario 2050 rein rechnerisch bis zu 20 % der
Treibhausgasemissionen betragen.

Ein Szenario mit 20 % THG-Emissionen im Jahr 2050 wird jedoch aus mehreren Gründen unrea-
listisch sein, u.a. weil die Methoden und Verfahren der Abfallwirtschaft zunehmend effizienter
werden. Die Zahlen verdeutlichen aber zumindest, dass das Problem der THG-Emissionen aus Pro-
dukten der Chemischen Industrie auf Dauer nicht ignoriert werden kann. Und auch der Hinweis,
dass 2050 ein voll funktionstüchtiger Emissionshandel das Problem der energetischen Verwertung
lösen wird, geht am Thema vorbei. Denn die Kunststoffe, die in Zukunft – nach Jahren oder Jahr-
zehnten – zu entsorgen sein werden, werden heute produziert. Da hilft ein hoher Zertifikatpreis im
Jahr 2050 relativ wenig, denn die Abfallmengen werden sich über die Jahrzehnte weiter erhöht ha-
ben und eine Entsorgung unumgänglich werden. Wobei neben der Verbrennung bzw. energeti-
schen Verwertung von Kunststoffen noch die vielen anderen Produkte der Chemischen Industrie
(Kohlenstoffverbindungen) zu betrachten sind: Verbindungen, die in die Umwelt gelangen, biolo-
gisch abbaubar sind und über diesen Weg ebenfalls einen erheblichen Treibhauseffekt verursachen.

Eine andere Überlegung mag diese Betrachtung ergänzen: Wie oben dargelegt, dienen rund 15 %
des heutigen Erdölverbrauchs als Rohstoff für die Herstellung von organischen Chemikalien bzw.
Kohlenstoffverbindungen. Dies ist der fossile Kohlenstoff-Pool, aus dem die Treibhausgasemis-
sionen der Zukunft stammen. Das Problem verschärft sich noch dadurch, dass ein Teil dieses
Pools aus dem Bausektor über Jahrzehnte in der Technosphäre angesammelt wird und in den
nächsten Jahrzehnten – nach Ablauf der jeweiligen Lebensdauer der Produkte – über die Abfall-
wirtschaft zusätzlich zu entsorgen ist.

2. Feedstock Change

Durch einen mittel- bis langfristigen Wechsel der Rohstoffbasis von Erdöl zu Biomasse – dem so-
genannten ‚feedstock change’ – würde eine Lösung des Problems möglich sein. In den letzten Jah-
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ren gab es Stimmen aus der Wissenschaft, Biomasse primär zur Wärmeerzeugung sowie zur
Stromgewinnung einzusetzen (JRC2007, BMELV 2007). Diese Strategie ist unter dem Aspekt der
Ressourceneffizienz kritisch zu beurteilen. Biomasse sollte primär für die stoffliche Nutzung ein-
gesetzt werden. Auf diese Weise ließen sich im Chemiesektor höhere Effizienzen erzielen (Rein-
hard 2007). Zudem ist eine Kaskadennutzung der Biomasse möglich, was unschlagbare Vorteile
für den Biomasseeinsatz ergäbe (Bringezu 2009, Bringezu 2011).

Abb. 1: Schematische Darstellung der Kaskadennutzung von nachwachsenden Rohstoffen (Nawaro) 

(Quelle: Arnold 2009)

Welche Regulierungen sind also sinnvoll, um einen ‚feedstock change’ zu generieren bzw. zu för-
dern?

2.1 Nachhaltigkeit muss gesichert sein

Die EE-Richtlinie der EU legt die Nachhaltigkeitsanforderungen für flüssige Biobrennstoffe und
Biokraftstoffe fest (EE-Richtlinie). In diesem Zusammenhang werden beispielsweise Mindestan-
forderungen an Treibhausgaseinsparungen im Vergleich zu fossilen Kraftstoffen (mindestens
35 %) verlangt. Auch die Anforderungen an die Flächeninanspruchnahme sind definiert. In der
Diskussion ist auch die Frage, wie die indirekten Landnutzungseffekte (iLUC) mit einbezogen
werden können (BZL GMBH 2010, Lahl 2011).

Für die Einbeziehung der indirekten Landnutzungsänderung in die Klimabilanz von Biomasse
wird von einigen Wissenschaftlern vorgeschlagen, die rechtlichen Regelungen zu ergänzen. Die
indirekten Effekte sollten nach diesen Vorschlägen in die Klimabilanz einbezogen werden. Es ist
u.E. davon abzuraten, eine Regelung festzulegen, die eine unspezifische Steuerungswirkung über
pauschale, mittels Rechenmodellen gefundene iLUC-Faktoren entfaltet (Fritsche 2010, Laborde
2011). Hierdurch würden Biomassen aus solchen Ländern, die sich gesetzlich und administrativ
dem Schutz wertvoller, kohlenstoffreicher Naturflächen verpflichtet haben, benachteiligt. Dieser
„perverse“ Effekt entsteht dadurch, dass in den globalen Modellen einheitliche iLUC-Faktoren
(für Biomasse aus allen Regionen) als globale Faktoren errechnet werden. Diese globalen Fakto-
ren würden dann ungefähr die mittlere globale iLUC-Situation abbilden. Es gibt aber weltweit ei-
nerseits Regionen, die sich bis heute überhaupt nicht in der Bekämpfung von iLUC engagieren –
wie Indonesien. Andererseits existieren Staaten bzw. Regionen, in denen begonnen wird, iLUC
erfolgreich zu bekämpfen – wie Brasilien –, und es gibt schließlich Regionen, in denen z.B. Wäl-
der gesetzlich geschützt sind – u.a. Deutschland. Ein gemittelter globaler Faktor wäre daher unfair
– und würde zu falschen Steuerungen führen.
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Zudem ist die Bedeutung einer nachhaltigen Biomassegewinnung für das Erreichen der Klima-
schutzziele von so zentraler Bedeutung, dass solche rechtliche Regelungen gefunden werden müs-
sen, die iLUC verhindert und zugleich die Rohstoffversorgung aus Biomasse – insbesondere aus
Ländern mit hoher Sonneneinstrahlung – weiterhin ermöglicht. Daher sollten die rechtlichen Re-
gelungen u.E. um eine regionale Erfassung dieser Effekte ergänzt werden.

Die Chemische Industrie ist bereits heute einer der wichtigsten Nutzer von Biomasse als Rohstoff.
So liegt der Anteil der Biomasse zum insgesamt eingesetzten organischen Feedstock bei rund
13 % (knapp 3 Mio. t/a). Eine Ausdehnung dieses Anteils ist dann vertretbar, wenn zuvor die
Nachhaltigkeitsanforderungen, wie sie bereits für den Biokraftstoffsektor gelten, auf die stoffliche
Biomassenutzung ausgedehnt werden. Die Festlegung von Nachhaltigkeitsanforderungen an die
stoffliche Biomassenutzung im Rahmen der existierenden oder einer neuen EU-Richtlinie ist da-
her vordringlich.

Fachlich ist die Ausweitung der Biomassenutzung grundsätzlich kein großes Problem. Die Anfor-
derungen der EE-Richtlinie können für viele Aspekte direkt übertragen werden (Mindesteinspar-
rate an Treibhausgasen, Ausschluss der Umwandlung von Flächen mit hoher Biodiversität oder
hohem Kohlenstoffgehalt). Allerdings sind gewisse methodische Anpassungen an den Stoffsektor
vorzunehmen. Schwieriger zu lösen ist die Nachverfolgbarkeit der Biomasse vom Eingang in den
Produktionsprozess bis hin zum Produkt. Hier wird man möglicherweise einen Kompromiss zwi-
schen Praktikabilität und nötigem Kontrollaufwand finden müssen.

2.2 Die Privilegierung der Kaskadennutzung von Biomasse

Die Kaskadennutzung von Biomasse (siehe Abbildung 1) weist eindeutige Effizienzvorteile auf
und kann die Nutzungskonkurrenzen um Biomasse reduzieren. Derzeit ist das Förderinstrumenta-
rium der EU bzw. der Bundesregierung nicht darauf ausgerichtet, Kaskadennutzung zu privilegie-
ren. Daher ist das Förderinstrumentarium – insbesondere das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
und das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-WärmeG) – u.E. in diesem Sinne zu überarbei-
ten. Zukünftig sollte die energetische Nutzung der Biomasse vorrangig gefördert werden, wenn sie
am Ende einer Kaskade, nach stofflicher Nutzung erfolgt. Eine entsprechende Novellierung des
EEGs wird sicherlich nicht unkompliziert sein, weil sich große Teile der Landwirtschaft auf die
direkte Verstromung von (vorwiegend) Mais via Biogas ausgerichtet haben. Die Umstellung
müsste daher in Schritten vorgenommen werden, damit letztlich auch rechtlich keine unnötigen
Risiken eingegangen werden. Daher wäre es richtig, von einer schrittweisen Umsteuerung im
EEG – was die Biomassenutzung für den Strom- und Wärmemarkt anbelangt – zu sprechen.

2.3 Die Umsetzung des ‚feedstock change’

Ein erster wichtiger Schritt zur Umsetzung eines ‚feedstock change’ wäre, die finanziellen Steu-
ervorteile der stofflichen Nutzung von fossilem Kohlenstoff (Erdöl/Erdgas) gegenüber der ener-
getischen Nutzung im Energiesteuergesetz zu streichen. Dieser Vorschlag ist nicht neu – und er
dürfte der Chemischen Industrie auch nicht gefallen. Er würde aber nicht nur eine Wettbewerbs-
gleichheit für Biomasse als ‚feedstock’ erreichen, sondern auch die Streichung eines Subventions-
tatbestandes bewirken und dem Bundeshaushalt jährlich 1,7 Milliarden Euro Einnahmen
bescheren. Ein zweckgebundener Einsatz der eingenommenen Gelder, um den ‚feedstock change’
im Rahmen eines längerfristigen Programms finanziell zu flankieren, würde einen Chancenkorri-
dor öffnen. In Summa würde der Branche mit diesem Vorschlag kein finanzieller Nachteil entste-
hen. Die durch Streichung der Steuerbefreiung eingenommenen Gelder könnten in die Forschung,
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in Investitionszuschüsse für Pilotanlagen, in die Sicherstellung der Nachhaltigkeit und in die Ent-
wicklungshilfe zum Aufbau vorbildlicher Agrarstrukturen gelenkt werden. 

Welche Forschungen sind dazu vordringlich? Der Sammelbegriff ‚Bioraffinerie’ steht für Kon-
zeptionen, die Lebensmittel, Futtermittel, Chemikalien, Werkstoffe, Kraftstoffe und Energiepro-
dukte durch chemisch-physikalische Umwandlungs- und Trennprozesse unter möglichst
vollständiger Ausnutzung der Biomasse erzeugen. Die Bioraffinerie ist somit die Vorstufe der
Kaskadennutzung von Biomasse und als Weiterentwicklung der heute üblichen Verbrennung der
Biomasse für den Strom- und Wärmemarkt zu verstehen.

Die Aktivitäten der Bundesregierung zur Etablierung von Bioraffinerien erschöpfen sich bisher in
der Vergabe von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (NOVA-Institut 2010). Diese Förde-
rung ist sicherlich sinnvoll, um eine neue Technologie zu entwickeln. Demnächst werden aber
Entscheidungen notwendig, Großanlagen zu realisieren. Hierfür sind finanzielle und regulatori-
sche Konzepte zu entwickeln, die, wie dargelegt, aus der Streichung der Subventionen für den Mi-
neralölverbrauch finanziert werden sollten. Und es sind deutlich größere Finanzmittel zu bewegen.

Die Chemische Industrie sieht sich in der Frage der Bioraffinerien in einer mehr neutralen Rolle.
Sie versteht sich nicht primär als Betreiber von Bioraffinerien, sondern eher als deren Kunde. Die-
ser Kunde nimmt die Produkte der Bioraffinerien folglich dann – und nur dann – ab, wenn es für
ihn wirtschaftlich interessant ist. In dieser Eigenschaft sieht die Chemische Industrie die Entwick-
lung der Bioraffinerie auch als staatliche Aufgabe der Forschungsförderung. Und stellt die Forde-
rung auf, dass die gesamte Wertschöpfungskette von der Grundlagenforschung über die Prozess-,
Technologie- und Produktentwicklung gefördert werden sollte.

Diese distanzierte Haltung ist Teil des heutigen Problems, dass nämlich wichtige Zukunftschan-
cen nicht ausreichend wahrgenommen werden. Man kann argumentieren, dass diese Grundhal-
tung die gleiche ist, die auch gegenüber den heutigen fossilen Raffinerien herrscht. Was aber nur
teilweise stimmt, weil die Chemische Industrie durchaus versucht, sich den Zugriff auf ihre fossile
Versorgung über unterschiedliche Hebel zu sichern. Und wenn man bedenkt, mit welchem hohen
Engagement die BASF über ihre Tochter Wintershall ins Erdgasgeschäft eingestiegen ist (Ostsee-
pipeline), um sich diesen ‚feedstock’ zu sichern, wird deutlich, mit welch unterschiedlichem Maß
gemessen wird.

Möglicherweise braucht es daher erst die genannte Streichung der Steuervergünstigung sowie das
beschriebene Umstiegsprogramm, um das Handlungsfeld ‚feedstock change’ in der gebotenen
Form zu entwickeln.

Gegenwärtig sind weitere Vorschläge in der Diskussion, um den ‚feedstock change’ auch ord-
nungsrechtlich zu flankieren. Diese Vorschläge könnten dann interessant werden, wenn sich die
Strategie, die ein weiches Umsteuern bevorzugen, in der Praxis nicht bewährt.

2.4 Märkte und Innovationstreiber

Der globale Umsatz biobasierter Produkte betrug 2007 rund 48 Mrd. Euro, das sind rund 3,5 %
des Umsatzes der Branche. Er könnte sich bis 2017 auf über 15 % steigern. Im Jahr 2025 könnten
sogar 40 %-50 % der Feinchemikalien biobasiert produziert werden. Wachstumstreiber könnte der
biobasierte Kunststoffmarkt sein (Grimm/Zweck 2011). Die klimabezogenen Einsparpotenziale
durch biotechnologische Syntheseverfahren werden als sehr hoch angesehen (WWF/NOVOZY-
MES 2009).
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Heute ist die Ökonomie ein wesentlicher Innovationstreiber für den Markt an biobasierter Chemie.
Es ist – nach unserer Kenntnis – innerhalb der Unternehmen primär die Suche nach kostengünsti-
gen Herstellungsprozessen, die Innovationen antreibt. Während die Entwicklung auf dem Gebiet
der Spezial- und Feinchemikalien in einzelnen Unternehmen durchaus positiv verläuft, werden
Basischemikalien nur selten biobasiert hergestellt. In den USA ist die Entwicklung weiter fortge-
schritten. Dort werden in Louisiana die weltweit größte Bio-Bernsteinsäure-Fabrik und in Nebras-
ka die weltweit größte PLA-Anlage (Polylactic Acid = Kunststoffe aus Milchsäure) mit 140.000 t/a
gebaut. Eine erste deutsche PLA-Anlage geht 2012 in Guben in Betrieb. Gegenwärtig ist offen, ob
Deutschland die Technologieführerschaft auf diesem Gebiet erlangen kann; die Voraussetzungen
hierfür sind vorhanden.

3. Fazit 

Gegenwärtig werden für ‚food’ und ‚feed’ rund 1,5 Mrd. Hektar Fläche genutzt. Isermeyer (Iser-
meyer 2011) nennt mit Fragezeichen eine Fläche von 0,5 Mrd. Hektar, die für Biomassegewin-
nung zu erschließen wäre. Für den hier beschriebenen ‚feedstock change’ der Chemischen
Industrie mit 500 Mio. t Erdöläquivalenten würde langfristig eine Fläche von global 0,2 Mrd. Hek-
tar benötigt. Bringezu weist darauf hin, dass es zusätzlich ausgedehnte Flächen (0,4 bis 0,5 Mrd.
Hektar) gibt, die von Farmern verlassen wurden (Bringezu 2011, siehe auch Pieprzyk 2009). Vo-
raussetzung für deren Nutzung wäre aber, dass die Nachhaltigkeit der Biomassegewinnung sicher-
gestellt sein muss. Für den Bereich der Biokraftstoffe und der flüssigen Energierohstoffe sind
bezüglich der Nachhaltigkeit dieser Rohstoffe national und auf EU-Ebene beachtliche Fortschritte
erzielt worden.

Für das Problem ‚Landnutzungsänderung’ (genauer: indirekte Landnutzungsänderungen) insbe-
sondere in tropischen Entwicklungsländern ist eine Ergänzung der vorhandenen rechtlichen Re-
gelungen erforderlich. Diese Ergänzung sollte so konzipiert sein, dass die Länder mit hohen
Landnutzungsänderungen die hierdurch verursachten Treibhausgasemissionen in ihrer Klimabi-
lanz, die für die Vermarktung der Biomasse dann von Bedeutung ist, angerechnet bekommen
(Lahl 2011).

Durch eine gesetzlich eindeutig geregelte Privilegierung der Kaskadennutzung könnte die Effizi-
enz der Biomassenutzung insgesamt gesteigert werden. Die Privilegierung sollte auch über das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz erfolgen. Mittelfristig sollte die energetische Nutzung der Biomasse
nur noch gefördert werden, wenn sie am Ende einer Kaskade, nach deren stofflicher Nutzung er-
folgt.

Als Konsequenz des Streichens der Energiesteuerbefreiung für die Nutzung von Mineralöl zu an-
deren Zwecken als Kraft- oder Heizstoff würde nicht nur ordnungspolitisch eine überholte steuer-
liche Bevorzugung abgeschafft. Die staatlich eingenommenen Gelder könnten zudem dazu
eingesetzt werden, den ‚feedstock change’ finanziell zu unterstützen und damit die Branche finan-
ziell nicht zu benachteiligen. Denn die Chemische Industrie weist in diesem Zusammenhang dar-
auf hin, dass die skizzierten Steuervorteile auch in vielen anderen Industrieländern vorhanden
sind.
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